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Neue Rechtsvorschriften
überblick über die Gesetzgebung 
im I. Quartal 1985
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil 1 Nr. 1 bis 8 veröffentlichten Rechtsvor­
schriften.

Im Zuge der weiteren Vervollkommnung der Rechtsgrund­
lagen für den Aufbau und die Tätigkeit staatlicher Organe 
und Einrichtungen wurden mit dem neuen Statut der Aka­
demie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR — Be­
schluß des Ministerrates — vom 31. Januar 1985 (GBl. I Nr. 6
S. 13)1 bessere Voraussetzungen für die Erfüllung der höhe­
ren Anforderungen bei der Hochschulausbildung von Staats­
funktionären und die Qualifizierung leitender Kader der 
Staatsorgane geschaffen. In der Forschung wurden der Aka­
demie neue Aufgaben zur Weiterentwicklung der sozialisti­
schen Staats- und Rechtsordnung und zur Erhöhung der 
Qualität und Effektivität der Tätigkeit der Staatsorgane ge­
stellt. Dies wird durch die konzeptionelle Festlegung, daß 
die Leitung der Volkswirtschaft als eine Hauptaufgabe des 
sozialistischen Staates ein Schwerpunkt für Forschung und 
Lehre an der Akademie ist, deutlich. Zur Erhöhung der Ef­
fektivität des staatswissenschaftlichen Studiums ist eine hohe 
Qualität der Ausbildung im Marxismus-Leninismus und in 
den ökonomischen Fächern durchzusetzen, und die ökono­
mische Durchdringung der juristischen Vorlesungen ist zu 
sichern.

Die enge Verbindung von Theorie und Praxis bei der Ge­
staltung von Forschung und Lehre kommt sowohl in den 
Anforderungen an die Akademie als auch in den Bestim­
mungen über das Zusammenwirken mit den Staatsorganen 
zum Ausdruck. Für die Forschung an der Akademie werden 
vier strategische Linien festgelegt, die für die Schaffung des 
theoretischen Vorlaufs bei der Gestaltung der Staats- und 
Rechtsordnung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
grundlegende Bedeutung haben.

Die inhaltliche politisch-wissenschaftliche Leitung von 
Forschung, Lehre und Erziehung durch den Rektor wird be­
sonders hervorgehoben. In Grundfragen wird er vom wissen­
schaftlichen Rat der Akademie beraten. Der Rektor hat auch 
eine allseitige kritische Analyse des erreichten Standes der 
wissenschaftlichen Arbeit an der Akademie und ihrer Er­
gebnisse zu sichern. Über die besten Ergebnisse, Formen und 
Methoden der wissenschaftlichen Arbeit sind Erfahrungsaus­
tausche durchzuführen.

*

Mit der АО über die Anwendung der ab 1986 geltenden In­
dustriepreise für die Ausarbeitung und Umrechnung der Do­
kumentationen zu Grundsatzentscheidungen für Investitio­
nen vom 14. Februar 1985 (GBl. I Nr. 7 S. 84) soll gewährlei­
stet werden, daß ab 1. Januar 1986 in allen Phasen des Re­
produktionsprozesses der Volkswirtschaft reale Werte für die 
Erzeugnisse und Leistungen geplant werden können, die den 
gesellschaftlich notwendigen Aufwand ausweisen.1 2 Weitere 
Maßnahmen dazu sind neben den für 1986 vorgesehenen In­
dustriepreisänderungen insbesondere die Umbewertung der 
Grundmittel3 und der Umlaufmittel4.

Die АО sichert, daß alle nach dem 1. Januar 1986 fertig­
zustellenden Investitionen bereits zu neuen Preisen umge­
rechnet sind und so aktiviert werden können. Die Voraus­
setzungen für die Umrechnung der Dokumentation zu den 
Grundsatzentscheidungen, die durch den Investitionsauftrag­
geber vorzunehmen sind, schaffen die Auftragnehmer. Sie 
haben die verbindlichen Preisangebote umzurechnen bzw. 
— wenn Investitionen im Jahre 1986 in Betrieb genommen 
werden — die neuen Preise in der Rechnung auszuweisen.

Sind entsprechend den Wirtschaftsverträgen gegenüber 
den Auftraggebern in der Kooperationskette bereits Liefe­
rungen und Leistungen abgerechnet worden, dann sind diese 
Bestände. ebenfalls umzurechnen. Im Ergebnis der Umrech­
nung der Dokumentationen sind neue Grundsatzentscheidun­
gen zu treffen. Dabei ist der neue Investitionsaufwand um 
mindestens 10 Prozent zu reduzieren. In dieser Höhe müssen 
Auftraggeber und Auftragnehmer gemeinsam rationellere 
und effektivere Lösungen zur Erreichung des Investitions­
ziels ausarbeiten und durchsetzen.

•
Mit der АО über die Kreditgewährung an private Hand­
werks- und Gewerbebetriebe vom 21. Februar 1985 (GBl. I

Nr. 7 S. 82) wurden zur weiteren zielstrebigen Förderung pri­
vater Handwerks- und Gewerbebetriebe im Interesse der 
planmäßigen Versorgung der Bevölkerung mit Dienst-, Re­
paratur- und Versorgungsleistungen die bewährten Regelun­
gen auf diesem Gebiet ergänzt und erstmals als Rechtsvor­
schrift veröffentlicht. Die АО gilt für private Handwerker, 
Einzelhändler und Gastwirte, weitere Gewerbetreibende, 
freiberuflich Tätige und sonstige selbständig tätige Bürger, 
Einkaufs- und Liefergenossenschaften des Handwerks sowie 
andere nichtsozialistische Genossenschaften und Betriebe. 
Hinsichtlich der Gewährung von Grundmittelkrediten gilt sie 
auch für Kommissionshandelsbetriebe.

Wichtige Grundsätze der АО sind
— die Gewährung von Krediten zu günstigen Bedingungen 

für Handwerks- und Gewerbebetriebe, die auf der Grund­
lage einer Gewerbegenehmigung neu eröffnet werden,

— die Bindung der Kreditgewährung an die Erfüllung der 
Aufgaben zur Versorgung der Bevölkerung mit Dienst-, 
Reparatur- und Versorgungsleistungen sowie an die Pro­
duktion von Konsumgütern und Rationalisierungsmitteln 
bzw. an den Export,

— die Verzinsung der Kredite mit stabilen und niedrigen 
Zinssätzen und

— die Beteiligung der Handwerker und Gewerbetreibenden 
an der Finanzierung ihres Reproduktionsprozesses mit 
eigenen Mitteln.
Der Grundzinssatz für Grundmittelkredite beträgt 5 Pro­

zent. Befristete Abschläge vom Grundzinssatz können zur 
Förderung bestimmter Leistungen für die Bevölkerung und 
für andere Maßnahmen, die im besonderen volkswirtschaft­
lichen Interesse liegen, gewährt werden. Eine Rückzahlungs­
frist bis zu acht Jahren gewährleistet die Tilgung der 
Grundmittelkredite aus dem Nutzen der finanzierten Maß­
nahmen. Neu ist, daß diese günstige Fristenregelung nicht 
nur für"heueröffnete Betriebe, sondern auch für bestehende 
Betriebe gilt, wenn diese Modernisierungs- und Rationalisie­
rungsmaßnähmen zur Leistungssteigerung durchführen. In 
Höhe der Kredittilgung sind Sonderabschreibungen zu La­
sten des steuerpflichtigen Gewinns zulässig.

Die Betriebe haben der Bank Sicherheiten für die ge­
währten Kredite zu leisten und einen ausreichenden Versi­
cherungsschutz für die kreditierten Grund- und Umlaufmit­
tel zu gewährleisten. Bei Verletzung des Kreditvertrags durch 
die Betriebe kann die Bank Sanktionszinsen bis zu einem 
Gesamtzinssatz von 12 Prozent (früher 15 Prozent) anwenden, 
den Kredit künftig in geringerer Höhe gewähren, Objekte 
von der Kreditgewährung ausschließen oder den Kredit ganz 
oder teilweise fällig stellen. Die Betriebe können bei ihrer 
Bank gegen deren Maßnahmen und Forderungen Beschwerde 
einlegen. Eine Finanzierung überhöhten Aufwands oder von 
Verlusten durch Kredite ist nicht zulässig.

*

Zur Sicherung einer umfassenden und effektiven Nutzung 
unterirdischer Hohlräume sowie zur Gewährleistung der Si­
cherheit in diesem Bereich wurden die VO über unterirdische 
Hohlräume vom 17. Januar 1985 (GBl. I Nr. 5 S. 57) und die
DB dazu vom gleichen Tage (GBl. I Nr. 5 S. 61) erlassen. Still­
gelegte Grubenbaue sind von dieser VO nur dann erfaßt, 
wenn sie nicht für bergbauliche Arbeiten vorgesehen sind. 
Ansonsten unterliegen sie den Bestimmungen des Bergge­
setzes vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 S. 29). Unterirdische 
Hohlräume sind entsprechend den gesellschaftlichen Erfor­
dernissen und ihrer Eignung einer Nutzung zuzuführen oder 
für eine künftige Nutzung zu erhalten.

Als Voraussetzung für eine Entscheidung über die Nut­
zung von unterirdischen Hohlräumen werden alle unterir­
dischen Hohlräume erfaßt und klassifiziert. Hierzu besteht 
eine Meldepflicht der Verantwortlichen für unterirdische 
Hohlräume gegenüber dem Rat des Bezirks. Über unterir­
dische Hohlräume wird eine zentrale Bilanz beim Ministe­
rium für Geologie geführt. Über die Verwendung bisher nicht 
genutzter unterirdischer Hohlräume entscheidet in der Re-

1 Zum bisherigen Statut vom 16. Juni 1978 (GBl. I Nr. 18 S. 220) vgl. 
die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1978, Heit 11, S. 484.

2 Vgl. hierzu z. B. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1983, Heit 11, 
S. 456.

3 Zur АО über die Umbewertung der Grundmittel vom 14. Dezember 
1984 (GBl. I Nr. 37 S. 450) vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 
1985, Heit 2, S. 67.

4 АО über die Planung und DurChiührung der Umbewertung der 
Bestände an materiellen Umlauimitteln vom 10. August 1983 
(GBl. I Nr. 23 S. 239).


